
  

Versuch, die Ex-Freundin lebendig zu begraben

Die Nationalität des Täters durfte in diesem Fall genannt
werden

„Pole begräbt Ex-Freundin bei lebendigem Leib“ – unter dieser Überschrift berichtet
eine überregionale Zeitung über ein Verbrechen. Ein Mann mit polnischer
Staatsangehörigkeit sei in Großbritannien zu 20 Jahren Haft verurteilt worden. Er
hatte versucht, seine Ex-Freundin lebendig zu begraben, doch habe sich die Frau
befreien können. Drei Fotos illustrieren den Beitrag. Eines zeigt den Tatort, eines den
Täter und das dritte das Opfer. Beide werden im Bildtext namentlich genannt. Ein
Leser der Zeitung kritisiert die Nennung der Nationalität des Täters. Er sieht darin
einen Verstoß gegen die Ziffer 12 des Pressekodex (Diskriminierung). Der
Beschwerdeausschuss erweitert das Verfahren auf die Ziffer 8
(Persönlichkeitsrechte). Dabei liegt der Fokus auf der Namensnennung und
Abbildung von Opfer und Täter. Der Chefredakteur der Zeitung weist den Vorwurf der
Diskriminierung zurück. Die Tat sei in England verübt worden, doch sei der Täter kein
Brite. Mit der Nennung werde eine Tatsache sachlich wiedergegeben, die zum
Verständnis des Vorganges notwendig gewesen sei. Die Redaktion sei dadurch ihrer
Pflicht zur wahrhaftigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gerecht geworden. Es
handele sich bei polnischen Staatsbürgern nicht um eine schutzbedürftige
Minderheit, sondern um Mitglieder der europäischen Union. 

Die Fotos von Opfer und Täter bei voller Namensnennung zu veröffentlichen,
widerspricht den Vorgaben der Ziffer 8 des Pressekodex Persönlichkeitsrechte). Der
Beschwerdeausschuss spricht einen Hinweis aus. Der berichtete Vorgang wäre auch
ohne die identifizierende Berichterstattung verständlich gewesen. Die Redaktion
hätte die Beteiligten anonymisieren müssen. Die Geister im Gremium scheiden sich
bei der Frage, ob die Nationalität des Täters genannt werden durfte oder nicht.
Einzelne Mitglieder des Beschwerdeausschusses sehen keinen Sachbezug für die
Nennung. Sie lehnen diese ab. Die Mehrheit jedoch sieht keinen ethischen Verstoß.
Die Rechtfertigung über die Erwähnung der Herkunft des Täters ergibt sich nach
ihrer Meinung aus der Tatsache, dass die Tat in England nicht von einem Briten,
sondern von einem Polen verübt wurde. Die Information über die Nationalität ist in
diesem Kontext sachlich und nicht dazu geeignet, diskriminierende Klischees zu
transportieren. (0025/12/2)
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